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Gesetz zur Änderung des 
Abgeordnetengesetzes

Vom 24. Juni 2020

Der Landtag hat am 24. Juni 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Landtags (Abgeordnetengesetz) vom 12. September 
1978 (GBl. S. 473), das zuletzt durch Gesetz vom  
12. November 2019 (GBl. S. 461) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

Nach § 45 a wird folgender § 45 b eingefügt:

»§ 45 b

Aussetzung der Anpassung der Entschädigung

§ 5 Absatz 3 findet im Jahr 2020 keine Anwendung.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 24. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Lucha Hermann

  

Gesetz zur Änderung des  
Jagd- und Wildtiermanagementgesetzes  

und des ForstBW-Gesetzes

Vom 24. Juni 2020

Der Landtag hat am 24. Juni 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Das Jagd- und Wildtiermanagementgesetz vom 25. No-
vember 2014 (GBl. S. 550), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 183) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:
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aus Gründen der Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung oder zur Abwehr 
von Gefahren durch Tierseuchen erforderlich ist. Vor 
Aufnahme der jeweiligen Jagdausübung mit Schuss-
waffe ist der Polizeivollzugsdienst zu benachrichti-
gen. Das Aneignungsrecht hat die eingesetzte Stadt-
jägerin oder der eingesetzte Stadtjäger. Ein gegebe-
nenfalls auf diesen Flächen bestehendes Jagdaus-
übungsrecht wird mit dem Einsatz einer Stadtjägerin 
oder eines Stadtjägers beschränkt. 

 (3) Als Stadtjägerin oder Stadtjäger kann anerkannt 
werden, wer einen Jagdschein besitzt, der zur 
Jagdausübung in der Bundesrepublik Deutschland 
berechtigt, und eine Ausbildung zur Stadtjägerin 
oder zum Stadtjäger absolviert hat. Die oberste Jagd-
behörde wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migra-
tion durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen 
zur Anerkennung und Einsetzung von Stadtjägerin-
nen und Stadtjägern und zu Art und Umfang der 
Maßnahmen des Wildtiermanagements und zur Aus-
übung der Jagd zu treffen.«

 4. Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt:

 »§ 14 a

 Wildtierportal

 (1) Die oberste Jagdbehörde stellt den von den Be-
stimmungen dieses Gesetzes Betroffenen zur Infor-
mation, zur Flächenverwaltung und zur Erfüllung 
von Meldepflichten ein elektronisches Online-Portal 
zur Verfügung (Wildtierportal).

 (2) Über alle Flächen, die zu einem Jagdbezirk 
 gehören, ist von den Nutzungsberechtigten des Jagd-
rechts ein elektronisches Verzeichnis mit Angabe 
und Darstellung der Flächen sowie Angabe der 
jagdausübungsberechtigten Personen zu führen. Die 
oberste Jagdbehörde stellt hierfür im Wildtierportal 
einen elektronischen Zugang zur Verfügung. § 15 
Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt.

 (3) Die oberste Jagdbehörde ist verpflichtet, den zu-
ständigen Veterinärbehörden sowie dem Friedrich-
Loeffler-Institut auf Verlangen die nach den Absatz 1 
und 2 erhobenen Daten zur Flächenverwaltung, zur 
Erfüllung von Meldepflichten sowie Angaben zur 
jagdausübungsberechtigten Person zu übermitteln, 
soweit diese Daten zum Zwecke der Tierseuchen-
prävention oder Tierseuchenbekämpfung, insbeson-
dere für die Durchführung und Bewertung von Tier-
seuchenmonitoringprogrammen und zur Durch-
führung von Risikobewertungen, erforderlich sind. 
Die Vorschriften des Tiergesundheitsgesetzes und 
der aufgrund des Tiergesundheitsgesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften sowie andere gesetzliche Melde- 
und Auskunftspflichten bleiben unberührt. 

 (4) Die Übermittlung der Daten im Wege eines auto-
matisierten Verfahrens, welches die Übermittlung 

 1. In § 2 Nummer 2 werden nach dem Wort »Belange« 
die Wörter »und der Wirkungen des Klimawandels« 
eingefügt. 

 2. § 13 Absatz 4 und 5 wird wie folgt gefasst: 

 »(4) Die untere Jagdbehörde kann Eigentümerin-
nen, Eigentümern oder Nutzungsberechtigten von 
Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, oder den von 
ihnen Beauftragten genehmigen, auf Wildkaninchen, 
Füchse, Steinmarder und andere Wildtierarten des 
Nutzungs- oder Entwicklungsmanagements die Jagd 
auszuüben und sich diese anzueignen, wenn sie einen 
Jagdschein oder im Falle der Beschränkung auf die 
Fangjagd einen Sachkundenachweis nach § 32 Ab-
satz 4 besitzen. 

 (5) Die untere Jagdbehörde kann auf Grundflächen, 
auf denen die Jagd ruht, und soweit für diese Grund-
flächen keine Stadtjägerin oder kein Stadtjäger nach 
§ 13 a eingesetzt wurde, der jagdausübungsberech-
tigten Person oder einer von dieser beauftragten Per-
son eine bestimmte Jagdausübung unter Beschrän-
kung auf bestimmte Wildtierarten des Nutzungs- 
oder Entwicklungsmanagements auf eine bestimmte 
Zeit genehmigen, soweit dies aus Gründen der Ab-
wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder zur Abwehr von Gefahren durch Tier-
seuchen erforderlich ist. Das Aneignungsrecht hat  
in diesem Falle diejenige jagdausübungsberechtigte 
Person, der oder deren Beauftragten die Jagdaus-
übung genehmigt wurde.«

 3. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt:

 »13 a

 Stadtjägerinnen und Stadtjäger

 (1) Die Gemeinde kann Stadtjägerinnen und Stadt-
jäger, die als solche durch die untere Jagdbehörde an-
erkannt sind, nach Anhörung der jagdausübungsbe-
rechtigten Person und nach Anhörung des Polizeivoll-
zugsdienstes, einsetzen. Stadtjägerinnen und Stadtjä-
ger haben die Aufgabe, Eigentümerinnen,  Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigte von befriedeten Bezirken 
nach § 13 Absatz 2 sowie Flächen im Sinne von § 13 
Absatz 3 Nummer 1 bis 5 in Fragen des Wildtierma-
nagements und der Wildtiere im Sinne dieses Geset-
zes in Siedlungsbereichen sowie in Geltungsberei-
chen von Bebauungsplänen zu beraten und zu unter-
stützen; sie arbeiten mit den Wildtierbeauftragten im 
Sinne des § 61 Absatz 1 zusammen. 

 (2) Mit der Anerkennung nach Absatz 1 erteilt die 
zuständige Jagdbehörde die Erlaubnis, im Rahmen 
der Einsetzung mit Zustimmung der Eigentümerin-
nen, Eigentümer oder Nutzungsberechtigten der 
Grundflächen auf Wildtiere des Nutzungs- und Ent-
wicklungsmanagements die Jagd im befriedeten Be-
zirk sowie auf Flächen im Sinne von § 13 Absatz 3 
Nummer 1 bis 5 auszuüben, sofern präventive Maß-
nahmen keinen Erfolg versprechen oder soweit dies 
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fang verpachtet wird oder Dritte in entsprechendem 
Umfang an der Jagdausübung beteiligt werden;«

 7. § 20 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 »Ebenso ist ein Jagdpachtvertrag nichtig, den eine 
Jagdgenossenschaft mit einer Pächterin oder einem 
Pächter schließt, wenn die letzte Versammlung der 
Jagdgenossenschaft zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses länger als sieben Jahre zurückliegt.« 

 8. § 31 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 7 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

 »c)  auf Wildtiere mit halbautomatischen Lang-
waffen, die mit insgesamt mehr als fünf Pat-
ronen geladen sind, zu schießen,«

b) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

 »8.  die Bewegungsjagd bei Nacht oder, wenn 
Wildtiere durch besondere Umstände groß-
flächig einer stark erhöhten Verletzungsge-
fahr ausgesetzt sind oder diese, mit Aus-
nahme des Kreisens oder der Erntejagd im 
Offenland, zwischen 1. Februar und 30. Sep-
tember, es sei denn dies ist zur Bekämpfung 
von Tierseuchen geboten, auszuüben;«

c) Nummer 10 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe a wird aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Buchstaben b und c werden die 
Buchstaben a und b. 

 9. § 35 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

 »(6) Die jagdausübungsberechtigte Person sowie 
Stadtjägerinnen und Stadtjäger haben über erlegte 
und verendete Wildtiere mit Ausnahme der vor Be-
ginn ihrer Jagdzeit verendeten Jungtiere eine Liste 
(Streckenliste) zu führen, die der unteren Jagdbe-
hörde auf Verlangen jederzeit, spätestens jährlich am 
Ende des Jagdjahres, zu übermitteln ist. Darüber hin-
aus kann die untere Jagdbehörde anordnen, ihr jeden 
Abschuss von Schalenwild zum Zwecke der Tier-
seuchenprävention oder der Tierseuchenbekämpfung 
oder wenn es einem Abschussplan unterliegt oder 
soweit es zur Erreichung der in § 2 genannten Ziele 
erforderlich ist, unverzüglich zu melden und das er-
legte Stück oder Teile desselben vorzulegen.«

10. § 36 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

 »(1) Die untere Jagdbehörde kann anordnen, dass die 
jagdausübungsberechtigte Person, unabhängig von 
den Vorschriften zu Jagd- und Schonzeiten, inner-
halb einer bestimmten Frist in bestimmtem Umfang 
den Wildtierbestand zu verringern oder einzelne 
Wildtiere zu erlegen hat, wenn dies mit Rücksicht 
auf überwiegende Gründe des öffentlichen Interes-
ses, insbesondere auf die Interessen der Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft und die Belange des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege, zur Bekämpfung 
von Tierseuchen oder zur Abwehr von Gefahren für 

durch Abruf ermöglicht, ist zulässig, soweit dies un-
ter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen 
der betroffenen Personen wegen der Vielzahl der 
Übermittlungen oder wegen der besonderen Eil-
bedürftigkeit angemessen ist. Die Verantwortung für 
die Rechtmäßigkeit des einzelnen Abrufs trägt die 
Stelle, an welche auf deren Anforderung übermittelt 
wird. Die oberste Jagdbehörde prüft die Zulässigkeit 
des Abrufs nur, wenn dazu Anlass besteht. Sie hat 
durch geeignete Stichprobenverfahren zu gewähr-
leisten, dass die Übermittlung personenbezogener 
Daten festgestellt und überprüft werden kann. 

 (5) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur Ausgestaltung des 
Wildtierportals, einschließlich der Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten, der Streckenmeldungen 
und des Monitorings zu regeln.«

 5. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 »(3) Die Jagdgenossenschaft wird durch den 
Jagdvorstand gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. Der Jagdvorstand ist von der Jagdge-
nossenschaft längstens für die Dauer der gesetzli-
chen Mindestpachtzeit gemäß § 17 Absatz 4 Satz 
2 zu wählen. Solange die Jagdgenossenschaft kei-
nen Jagdvorstand gewählt hat oder keine Übertra-
gung der Verwaltung nach Absatz 7 stattgefunden 
hat, werden die Geschäfte des Jagdvorstandes auf 
Kosten der Jagdgenossenschaft vom Gemeinderat 
wahrgenommen (Notjagdvorstand). Der Notjagd-
vorstand hat schnellstmöglich auf die Wahl eines 
Jagdvorstandes oder auf eine Übertragung der 
Verwaltung nach Absatz 7 hinzuwirken.«

b) Absatz 4 Satz 4 wird aufgehoben. 

c) Nach Absatz 7 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

 »In Gemeinden, in denen die einen gemeinschaft-
lichen Jagdbezirk bildenden Grundflächen min-
destens zu 80 vom Hundert auf der Gemarkung 
einer Ortschaft im Sinne des § 68 Absatz 1 Ge-
meindeordnung liegen, kann durch Beschluss der 
Jagdgenossenschaft die Verwaltung der Jagdge-
nossenschaft längstens für die Dauer der gesetzli-
chen Mindestpachtzeit gemäß § 17 Absatz 4 Satz 
2 mit Zustimmung des Gemeinderates dem Ort-
schaftsrat übertragen werden.«

 6. § 17 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

 »Die Inhaberin oder der Inhaber eines oder mehrerer 
Eigenjagdbezirke mit einer Gesamtfläche von mehr 
als 1 000 Hektar darf nur zupachten, wenn dies zur 
Erleichterung der Bejagung, Jagdpflege oder Verhü-
tung von Wildschäden erforderlich ist und zugleich 
die Wahrnehmung des Jagdrechts im gleichen Um-
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15. Nach § 43 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

 »Die Monitoringdaten dürfen soweit erforderlich an 
die zuständigen unteren Veterinärbehörden und das 
Friedrich-Loeffler-Institut zum Zwecke der Tierseu-
chenprävention sowie der Tierseuchenbekämpfung, 
insbesondere für die Durchführung und Bewertung 
von Tierseuchenmonitoringprogrammen, und zur 
Durchführung von Risikobewertungen durch die Ve-
terinärbehörden oder beauftragte Forschungsinstitute 
übermittelt und dort verarbeitet werden. Die Verant-
wortung für die Rechtmäßigkeit der einzelnen Über-
mittlung trägt die Stelle, an welche auf deren Anfor-
derung übermittelt wird.«

16. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

 »(5) Soweit dies zur Verringerung der Beunruhi-
gung von Wildtieren erforderlich ist, kann die un-
tere Jagdbehörde für den Zeitraum der allgemei-
nen Schonzeit gemäß § 41 Absatz 2 und den Zeit-
raum der Brut- und Aufzuchtszeit durch Allge-
meinverfügung für bestimmte Gebiete anordnen, 
dass beim Betreten der Gebiete zum Zwecke der 
Erholung Hunde an der Leine zu führen sind.«

b) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

 »(6) Soweit für die Bekämpfung einer Tierseuche 
die Vermeidung von Beunruhigung der Wildtiere 
erforderlich ist, kann die untere Jagdbehörde für 
bestimmte Gebiete oder einzelne Jagdreviere 
durch Allgemeinverfügung anordnen, dass das 
Recht zum Betreten des Waldes und der offenen 
Landschaft zum Zwecke der Erholung beschränkt 
oder untersagt wird.«

17. § 52 wird im Abschnitt 7 folgender § 51 a vorange-
stellt:

 »§ 51 a

 Präventions- und Ausgleichssysteme

 (1) Jagdausübungsberechtigte Personen, Inhaberin-
nen und Inhaber der Eigenjagdbezirke und Jagdge-
nossenschaften können Präventions- und Ausgleichs-
systeme auf dem Gebiet einer oder mehrerer Ge-
meinden errichten. 

 (2) Die Präventions- und Ausgleichssysteme haben 
die Aufgabe, Wildschäden zu verhindern und die aus 
Wildschäden entstehenden Schadensersatzansprüche 
auszugleichen; die §§ 52 bis 57 bleiben unberührt. 
Die Präventions- und Ausgleichssysteme sind so zu 
gestalten, dass sie den Zielen des § 2 entsprechen. 
Diese Ziele sollen insbesondere durch revierüber-
greifende Maßnahmen erreicht werden. 

 (3) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu tref-
fen.«

die öffentliche Sicherheit notwendig ist. Die jagdaus-
übungsberechtigte Person hat eine unverzügliche 
 Bejagung der betroffenen Wildtierarten durch Dritte 
gemäß den Vorgaben der unteren Jagdbehörde zu 
dulden, wenn dies zur Bekämpfung von Tierseuchen 
geboten ist.«

 (2) Die untere Jagdbehörde kann die Jagdausübung 
auf bestimmte Arten von Wildtieren oder die 
Jagdausübung insgesamt in bestimmten Jagdbezir-
ken oder in bestimmten Revieren dauernd oder zeit-
weise verbieten oder beschränken, soweit dies auf-
grund der Bestandssituation der Arten notwendig ist, 
um die Bedrohung des Bestands zu verhindern, aus 
Gründen der Bekämpfung einer Tierseuche oder, um 
Gefahren für Leib oder Leben von Menschen oder 
für erhebliche Sachwerte abzuwenden. Widerspruch 
und Anfechtungsklage gegen die Anordnungen nach 
Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. Weist 
der Wildtierbericht gemäß § 44 für Arten des Ent-
wicklungsmanagements auf ein Erfordernis nach 
Satz 1 hin, hat die untere Jagdbehörde die geeigneten 
Maßnahmen nach Satz 1 zu treffen.«

11. § 37 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 »Dasselbe gilt für die nach § 13 Absatz 4 gefangenen 
Wildtiere, sofern es sich nicht um Neozoen handelt 
und sofern diese Wildtiere im Jagdbezirk der jeweili-
gen Gemeinde oder mit Zustimmung der jagdaus-
übungsberechtigten Person in einem anderen Jagd-
bezirk freigelassen werden.«

12. In § 38 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort »Fe-
derwild« die Wörter » , mit Ausnahme der Beizjagd,« 
eingefügt.

13. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter »1. März bis  
30. April« durch die Wörter »16. Februar bis 
15. April« ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter »in den Monaten 
März und April« gestrichen.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort »be-
stimmen« die Wörter »oder die allgemeine Schon-
zeit nach Absatz 2 Satz 1 aufzuheben oder zu ver-
kürzen« eingefügt.

c) In Absatz 5 werden nach dem Wort »Rechtsver-
ordnung« die Wörter »oder für bestimmte Gebiete 
oder für einzelne Jagdbezirke durch Einzelanord-
nung« eingefügt.

14. § 42 wird wie folgt geändert:

a) In § 42 Absatz 1 bis 3 wird das Wort »Rechts-
verordnung« jeweils durch das Wort »Allgemein-
verfügung« ersetzt.

b) In § 42 Absatz 3 Satz 2 wird die Zahl »11« durch 
die Zahl »9« ersetzt.
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ob und in welcher Höhe jeweils von der anderen 
Person der Ersatz der Kosten des Verfahrens ver-
langt werden kann. Kommt keine Einigung zu-
stande, kann die Person, die nach Satz 1 die Kos-
ten des Verfahrens trägt, von der anderen Person 
hälftigen Ersatz der Kosten des Verfahrens ver-
langen. Die Kosten des Verfahrens sind nicht er-
satzfähig, wenn sie die Höhe des Wildschadens 
oder Jagdschadens übersteigen.«

21. In § 61 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort »sollen« durch 
das Wort »halten« und das Wort »bereithalten« durch 
das Wort »bereit« ersetzt. 

22. § 67 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9 einge-
fügt:

 »9.  entgegen § 30 Absatz 3 eine Jagdeinrichtung 
betritt,« 

b) Die bisherigen Nummern 9 bis 18 werden die 
Nummer 10 bis 19. 

23. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Änderung des ForstBW-Gesetzes

§ 4 Absatz 2 Satz 2 des ForstBW-Gesetzes vom 21. Mai 
2019 (GBl. S. 161, 169) wird wie folgt gefasst:

»Das Jagdausübungsrecht wird durch Beschäftigte von 
Forst Baden-Württemberg und der Landesforstverwal-
tung im Rahmen der Dienstpflicht wahrgenommen; Ge-
bühren für öffentliche Leistungen nach dem Landesge-
bührengesetz werden für die damit betrauten Beschäftig-
ten nicht erhoben.«

Artikel 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Artikel 1 Nummer 7 tritt zwei Jahre nach der Verkün-
dung dieses Gesetzes in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 24. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Lucha Hermann

18. Nach § 53 wird folgender § 53 a eingefügt:

 »§ 53 a

 Schadensausgleich durch das Land

 Werden durch den Luchs Sachschäden verursacht, 
kann nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel ein Schadensausgleich durch das 
Land gezahlt werden. Der Ausgleich wird durch die 
oberste Jagdbehörde auf Antrag gewährt. Die Ab-
wicklung der Schadensregulierung kann auf Dritte 
übertragen werden.«

19. § 54 wird folgender Absatz 4 und 5 angefügt:

 »(4) Zur Verhütung von Wildschäden auf landwirt-
schaftlichen Flächen haben Bewirtschafterinnen und 
Bewirtschafter allgemein zumutbare und übliche Ob-
liegenheiten zur Erleichterung der Bejagung und zur 
Verhütung von Wildschäden zu erfüllen, Jagdaus-
übungsberechtigte haben die Maßnahmen zur Um-
setzung der Ziele aus § 2 Nummer 5 und § 5 Absatz 3 
Nummer 1 zu treffen. Die jeweiligen Obliegenheiten 
richten sich nach der sich aus Lage und Bewirtschaf-
tungsart des Grundstückes ergebenden Wildscha-
densgeneigtheit. Die oberste Jagdbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestim-
mungen zu allgemein zumutbaren und üblichen Ob-
liegenheiten zur Erleichterung der Bejagung und zur 
Abwehr von Wildschäden zu treffen.

 (5) Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter sowie 
Jagdausübungsberechtigte sind zur Rücksichtnahme 
auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des ande-
ren Teils verpflichtet und unterstützen und beraten 
sich gegenseitig zur Abwehr von Wildschäden.«

20. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 »(3) Nach Ausstellung der Bescheinigung über 
die Anmeldung des Wild- oder Jagdschadens und 
dem erfolglosen Versuch einer gütlichen Einigung 
beauftragt die Gemeinde auf Antrag und Kosten 
eines oder beider Beteiligter eine nach Absatz 4 
anerkannte Wildschadensschätzerin oder einen 
Wildschadensschätzer und setzt einen Ortstermin 
fest zu dem Zweck, den Wildschaden oder Jagd-
schaden zu schätzen und auf eine gütliche Eini-
gung hinzuwirken.« 

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

 »(5) Die Kosten des Verfahrens der Wild- oder 
Jagdschadensschätzung trägt die Person, die das 
Tätigwerden der Gemeinde oder die Schätzung 
des Wildschadens oder Jagdschadens veranlasst 
hat. Haben sowohl die geschädigte Person als 
auch die ersatzpflichtige Person das Tätigwerden 
der Gemeinde oder die Schätzung des Wild- oder 
Jagdschadens veranlasst, haften beide als Ge-
samtschuldner. Die geschädigte Person und die 
ersatzpflichtige Person verständigen sich darüber, 
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Artikel 1

Änderung des Landeshochschulgesetzes

Das Landeshochschulgesetz vom 1. Januar 2005 (GBl. 
S. 1), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
13. März 2018 (GBl. S. 85) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort »tagen« 
die Wörter »in präsenter Sitzung; die Hochschule 
kann durch Grundordnung, andere Satzung oder 
Geschäftsordnung der Gremien abweichende Re-
gelungen vorsehen. Die Sitzung ist« eingefügt.

b) Absatz 8 wird folgender Satz angefügt:

 »Die Gremien können ergänzende Regelungen in 
einer Geschäftsordnung treffen.«

2. § 20 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort »tagt« die Wörter 
»in präsenter Sitzung; die Geschäftsordnung des 
Hochschulrats kann abweichende Regelungen vor-
sehen. Die Sitzung ist« eingefügt.

b) Im neuen Satz 4 werden die Wörter »Sätze 2 und 
3« durch die Wörter »Sätze 3 und 4« ersetzt.

3. Nach § 29 Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a einge-
fügt:

 »(3 a) Für Studierende, die im Sommersemester 2020 
in einem Studiengang eingeschrieben sind, gilt eine 
von der in Absatz 3 Satz 1 geregelten Regelstudienzeit 
abweichende, um ein Semester verlängerte individu-
elle Regelstudienzeit. Bei beurlaubten Studierenden 
regelt das Rektorat, abhängig von den Beurlaubungs-
gründen und der Situation an der Hochschule, ob die 
Verlängerung nach Satz 1 Anwendung findet.«

4. Nach § 32 Absatz 5 wird folgender Absatz 5 a einge-
fügt:

 »(5 a) Für Studierende, die im Sommersemester 2020 
in einem Studiengang eingeschrieben sind, verlängern 
sich die Fristen für die Erbringung von fachsemester-
gebundenen Studien- und Prüfungsleistungen in die-
sem Studiengang um ein Semester. Gleiches gilt für 
die Frist nach Absatz 5 Satz 4 Halbsatz 2. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für Studierende an Hochschulen 
nach § 69.«

5. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 3 wird folgender Halbsatz angefügt:

 »; § 32 Absatz 5 a Satz 1 gilt entsprechend«

b) In Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 wird nach der An-
gabe »Absätze 5« die Angabe », 5 a« eingefügt.

6. Nach § 45 Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a einge-
fügt:

 »(6 a) Unbeschadet des Absatzes 6 können Beamten-
verhältnisse auf Zeit nach §§ 51 Absatz 7 Satz 1, 51 a 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes  
über die Planung, Organisation und 

Gestaltung des öffentlichen 
Personennahverkehrs

Vom 24. Juni 2020

Der Landtag hat am 24. Juni 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation 
und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs

§ 15 Absatz 6 des Gesetzes über die Planung, Organisa-
tion und Gestaltung des öffentlichen Personennahver-
kehrs vom 8. Juni 1995 (GBl. S. 417), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GBl. 
S. 1561, 1562) geändert worden ist, wird folgender Satz 
angefügt: 

»Abweichend davon werden im Jahr 2020 50 Prozent 
der Zuweisung zum 1. April 2020, 25 Prozent zum 1. Juli 
2020 und 25 Prozent zum 1. Oktober 2020 ausgezahlt.«

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 24. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Lucha Hermann

Gesetz zur Änderung des 
Landeshochschulgesetzes und des 

Studierendenwerksgesetzes

Vom 24. Juni 2020

Der Landtag hat am 24. Juni 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:
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Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 24. Juni 2020 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Bauer Untersteller

 Lucha Hermann

Bekanntmachung der Präsidentin des 
Landtags von Baden-Württemberg

Vom 24. Juni 2020

Kostenpauschale und Vorsorgebeitrag  
für die Mitglieder des Landtags  

von Baden-Württemberg

Gemäß § 6 Absatz 3 Satz 3 und § 11 Absatz 5 Satz 2 des 
Abgeordnetengesetzes vom 12. September 1978 (GBl. 
S. 473), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juni 2020 
(GBl. S. 421) geändert worden ist, wird Folgendes be-
kannt gemacht:

Die Kostenpauschale wird gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 des 
Abgeordnetengesetzes an die Kostenentwicklung ange-
passt. Grundlage ist die Entwicklung des Verbraucher-
preisindexes für Baden-Württemberg im vorangegange-
nen Kalenderjahr. Das Statistische Landesamt hat den für 
die Anpassung der Kostenpauschale maßgeblichen Kos-
tenentwicklungssatz mitzuteilen. Nach der Mitteilung 
des Statistischen Landesamts ist der Verbraucherpreisin-
dex für Baden-Württemberg um 1,5 v. H. angestiegen.

Der Vorsorgebeitrag wird gemäß § 11 Absatz 5 Satz 1 
des Abgeordnetengesetzes an die Entwicklung des 
Höchstbeitrags zur allgemeinen Rentenversicherung an-
gepasst. Der Höchstbeitrag zur allgemeinen Rentenversi-
cherung hat sich gemäß § 287 Absatz 1 Satz 3 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch (BGBl. I 2018 S. 2016, 
2019) in Verbindung mit der Bekanntmachung der Bei-
tragssätze in der allgemeinen Rentenversicherung und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung für das Jahr 
2020 (BGBl. I 2019 S. 1999) und gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 der Sozialversicherungs-Rechengrö-
ßenverordnung 2020 (BGBl. I 2019 S. 2848) seit dem  
1. Juli 2019 um 2,99 v. H. erhöht.

Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 sowie 52 Absatz 4 
Satz 1 und 3, die schon zwischen dem 1. März 2020 
und dem 30. September 2020 bestanden haben, auf 
Antrag um bis zu sechs Monate verlängert werden.«

7. § 62 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nummer 6 werden nach dem Wort 
»ist« die Wörter »; die genannte Frist kann aus-
nahmsweise auf bis zu sechs Monate verlängert 
werden, wenn dies durch außergewöhnliche Um-
stände, die außerhalb des Einflussbereiches der 
Ausbildungsstätte oder der oder des Studierenden 
liegen, begründet ist,« eingefügt.

b) Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

 »An der DHBW kann die Exmatrikulation zum 
Ende des Studienjahrs ausgesprochen werden, 
wenn dies durch außergewöhnliche Umstände, die 
außerhalb des Einflussbereiches der Ausbildungs-
stätte oder der oder des Studierenden liegen, be-
gründet ist.«

Artikel 2

Änderung des Studierendenwerksgesetzes

Das Studierendenwerksgesetz in der Fassung vom  
15. September 2005 (GBl. S. 621), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1047, 
1052) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

 »Sie finden in präsenter Form statt; die Geschäfts-
ordnung des Verwaltungsrats kann abweichende 
Regelungen vorsehen.«

b) In Absatz 6 Satz 5 werden nach dem Wort »Verfah-
rensweise« die Wörter »in einer Geschäftsord-
nung« eingefügt.

2. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

 »Sie finden in präsenter Form statt; die Geschäfts-
ordnung der Vertretungsversammlung kann ab-
weichende Regelungen vorsehen.«

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort »Ver-
fahrensweise« die Wörter »in einer Geschäftsord-
nung« eingefügt.

Artikel 3

Anwendung auf das KIT

Abweichend von § 20 KITG finden § 29 Absatz 3 a LHG 
und § 32 Absatz 5 a LHG auf das KIT Anwendung, so-
weit dieses Universitätsaufgaben wahrnimmt. § 45 Ab-
satz 6 a LHG findet auf das KIT insgesamt Anwendung.
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Demnach betragen ab 1. Juli 2020

–  die Kostenpauschale  
(§ 6 Absatz 2 Abgeordnetengesetz) 2.286 Euro;

–  der Vorsorgebeitrag  
(§ 11 Absatz 1 Abgeordnetengesetz) 1.859 Euro.

stuttgart, den 24. Juni 2020

Die Präsidentin des Landtags von Baden-Württemberg
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